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Die Kreditpolitil< 
der EG gegenüber den RGW-Staaten

Handelspolitik

Bernd Kunze, Hamburg

Das Außenhandelsvolumen zwischen Westeu­
ropa und den RGW-Staaten stieg in den 

letzten Jahren um ca. 12% p.a. Die westeuro­
päischen Staaten lieferten 1971 Waren im Werte 
von rd. 6,1 Mrd. $ in den RGW und bezogen 
Güter für rd. 5,8 Mrd. $. Nach Schätzungen der 
UN wird im Jahre 1980 ein Import- und Export­
volumen von jeweils 16 bis 19 Mrd. $ zu erwarten 
sein. ’) Angesichts dieser Entwicklung und der 
zunehmenden Anzahl von Großprojekten im Ost­
geschäft wird das Problem der Finanzierung und 
speziell der Kreditierung des Ost-West-Handels 
weiterhin an Bedeutung gewinnen.

Spärliche Ansätze

Trotz dieser Entwicklung haben die EG-Staaten 
noch nicht zu einer gemeinsamen Kreditpolitik, 
einschließlich der Exportkreditgarantiepolitik, ge­
funden, da gerade im Ostgeschäft ein starkes 
Konkurrenzverhältnis und unterschiedliche Inter­
essenlagen zwischen den Mitgliedsländern be­
stehen. Deshalb gab es, abgesehen von einer 
Anti-dumping-Regelung und einem Beratungsver­
fahren hinsichtlich der Versicherungs- und Kredit­
bedingungen, nur die folgenden spärlichen Ansätze 
zu einer gemeinsamen Politik gegenüber den 
RGW-Staaten: 2)

□  Im Mai 1962 vereinbarte der Ministerrat eine 
gemeinsame Konsultationspflicht der Mitgliedstaa­
ten für Bürgschaften für Exportkredite, die mit 
Laufzeiten über fünf Jahre ausgestattet sind.

□  Im Herbst 1964 wurde versucht, eine An­
gleichung der Laufzeiten staatlich verbürgter Ex­
portkredite zu erreichen: es kam jedoch zu keiner 
Einigung.
□  Im Januar 1965 beschloß der Ministerrat die 
Einführung eines gemeinsamen Konsultationsver­
fahrens bei der Gewährung von Kreditgarantien 
gegenüber Staatshandelsländern.
□  Im Juli 1966 wurde vom Ministerrat eine Ver­
stärkung der Konsultationen vereinbart.
□  Im April 1966 wurde ein Konsultationsverfah­
ren eingeführt, das die Unterrichtung der BRD 
über die der DDR eingeräumten Kredite mit Lauf­
zeiten zwischen zwei und fünf Jahren vorsieht.
□  Am 1. September 1967 wurden die Konsulta­
tionsverpflichtungen bezüglich der Vergabe von 
Krediten an Staatshandeisländer wieder einge­
schränkt, da Frankreich und Italien hierin eine 
Diskriminierung sahen.

Da dem Rat Ende 1972 erneut Vorschläge über 
gemeinsame Grundsätze für Ausfuhrkredite unter­
breitet wurden,^) stellt sich die Frage, ob und

3) Vgl. Berichte und Informationen der Europäischen Gemein­
schaften (Bad Godesberg): „Der Background“ , Nr. 1/1973. Zu wei­
teren Vorschlägen siehe „Fünfter Gesamtbericht über die Tätig­
keiten der Gemeinschaften 1971” , Ziffer 500, S. 421 f.

') Vgl. UN/ECE: Economic Bulletin for Europe, Vol. 22 (1971), 
No. 1, S. 46.
2) Vgl. CEPES -  Europäische Vereinigung fOr Wirtschaftliche und 
Soziale Entwicklung (Hrsg.): Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Ost und West -  Handel und Kooperation. Bearbeiter: Klaus 
B o l z  und Bernd K u n z e ,  Bonn o. J. (1973), S. 62 ff.
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unter welchen Bedingungen eine gemeinsame 
Kreditpolitil< gegenüber den Staatshandelsländern 
zu erreichen ist.

Auf dem Ausfuhrkreditsektor bestehen zwischen 
den einzelnen Ländern vor allem in folgenden 
Punkten Unterschiede:
□  Es herrscht keine Übereinstimmung hinsicht­
lich der maximalen Laufzeit der Kredite;
□  die nationalen Kreditversicherungs- und Ex­
portrisikogarantieinstitute legen verschiedene Ga­
rantiesätze zugrunde;
□  die Art des gedeckten Risikos variiert von 
Land zu Land.

Um eine Vereinheitlichung auf internationaler 
Ebene zu erreichen und einem Konditionendum­
ping vorzubeugen, schlossen sich die wichtigsten 
westlichen Kreditversicherungs- und Exportgaran­
tieinstitute in der Berner Union'*) zusammen. Die 
Mitglieder der Berner Union verpflichteten sich, 
grundsätzlich keine Garantien für Geschäfte zu 
gewähren, bei denen Zahlungsfristen von fünf 
Jahren ab Übergabe der Lieferung überschritten 
werden.

Da Im Osthandel kaum ein Kreditgeschäft ohne 
staatliche Kreditversicherung abgeschlossen wird 
— obgleich die sozialistischen Staaten ihren Zah­
lungsverpflichtungen generell ohne Verzug nach- 
kommen war mit dieser Regelung eine erheb­
liche Beschränkung des Ostgeschäftes verbunden. 
Die restriktive Wirkung nahm in dem Maße zu, 
in dem sich infolge der steigenden Nachfrage 
der Staatshandelsländer nach Investitionsgütern 
der Bedarf an Krediten mit Zahlungsfristen von 
mehr als fünf Jahren erhöhte.

Trotz dieser Absprachen bezüglich der maximalen 
Laufzeit bestanden weiterhin erhebliche Unter­
schiede zwischen den einzelnen Ländern hinsicht­
lich der Garantiesätze und der Art des gedeckten 
Risikos. Aber auch die Absprachen bezüglich der 
Kreditfristen wurden bald nicht mehr eingehalten.

Großbritanniens Ausfulirkreditpolitik

Großbritannien durchbrach als erstes Land die 
Abmachungen der Berner Union, die wegen des 
privatrechtlichen Status der Mitglieder einen un­
verbindlichen Charakter haben. Im April 1961 
führte die britische Regierung sog. finanzieiie 
Garantien für Exportkredite mit Laufzeiten über 
fünf Jahre ein. Seitdem garantiert das staatliche 
britische „Export Credit Guarantee Department“ 
(ECGD) ausländischen Großkäufern für den Er­
werb spezifisch britischer Erzeugnisse Kredite bis

zu 80% des Vertragswertes. Gleichzeitig wurde 
formal die Diskriminierung einzelner Länder — u. a. 
auch des Ostblocks -  aufgehoben. Mit diesen 
Maßnahmen waren die internationalen Richtlinien 
grundsätzlich durchbrochen.

Am 19. Juni 1964 garantierte die ECGD der CSSR 
als erstem RGW-Land einen Exportkredit mit einer 
Laufzeit von zwölf Jaliren.®) Im September 1964 
folgte die erste Kreditgarantie für eine Lieferung 
in die UdSSR mit einer Laufzeit von 15 Jahren. *) 
Seitdem vergab Großbritannien in größerem Um­
fang langfristige Kredite an Ostblockstaaten, die 
mit Laufzeiten bis zu 15 Jahren ausgestattet waren.

Dies führte dazu, daß auch andere westliche Län­
der — insbesondere Frankreich, Italien, Österreich 
und Dänemark -  zunehmend langfristige Kredite 
gewährten. Der dadurch verursachte „Kreditwett­
lauf“ wurde 1966/67 auf Betreiben der USA und 
der BRD eingedämmt. Grundsätzlich ist jedoch 
seitdem die von der Berner Union empfohlene 
Fristsetzung durchbrochen, so daß heute weniger 
die Frage diskutiert wird, ob mit langen Fristen 
ausgestattete Kreditverträge mit dem Osten ab­
geschlossen werden sollen, als vielmehr das Pro­
blem, weiche Konditionen den Osthandelspartnern 
eingeräumt werden können.

Großbritannien nahm jedoch nicht nur bezüglich 
der Kreditfristen eine liberale Haltung ein, sondern 
auch hinsichtlich der Zinskonditionen. So wurde 
z. B. im Juli 1972 mit der UdSSR ein Globalkredit 
mit einem festen Zinssatz von 6 % vereinbart. Im 
Rahmen der Kreditversicherung macht Großbri­
tannien zudem in großem Maße von Globalpolicen 
Gebrauch, die gegenüber Individualpolicen Prä­
miensenkungen bis zu 50% bewirken.

Die Kreditpolitik der BRD

Wegen der Beschränkungen auf dem Kreditsektor 
war die Exportwirtschaft der Bundesrepubiii< bis 
vor einigen Jahren im Vergleich zu den übrigen 
westeuropäischen Partnern im Osthandel benach­
teiligt. Anfänglich war es den deutschen Expor­
teuren nämlich generell verboten, den osteuro­
päischen Handelspartnern — mit Ausnahme von 
Polen — Exportkredite zu gewähren.

Da die übrigen westeuropäischen Staaten als 
Reaktion auf die britischen kreditpolitischen Maß­
nahmen ebenfalls Lockerungen bei den Ostkredi­
ten einführten und zudem das Ostgeschäft der 
BRD in den Jahren 1962/63 zurückging, wurde 
1964 die Möglichkeit geschaffen, Hermes-Kredit­
versicherungen im fiahmen der Empfehlungen der

■*) Vgl. Franz F r e i :  Die Berner' Union. In: österreichisches 
Bank-Archiv (Wien). 14. Jg. (1966). H. 5. s. 175 ff.

5) Vgl. „Board of Trade Journal“ (London), Nr. 3510 vom 26.6. 
1964.
‘ ) Vgl. ..The Wall Street Journal“ (fslew York). Nr. 49 vom 8.9. 
1964; „The Guardian“ (Manchester), Nr. 36757 vom. 9. 9.1964.
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Berner Union zu beantragen; ausgenommen waren 
Liefergescinäfte in die UdSSR und die CSSR. Im 
I\/Iärz 1965 wurde die deutsclie Kreditpolitik 
gegenüber allen RGW-Staaten sowie der VR 
Ciiina vereinheitlicht und die Möglichkeit ge­
schaffen, die Fünfjahresfrist bei Kreditierungen 
zu überschreiten. Wenn der Nachweis erbracht, 
werden konnte, daß ausländische Konkurrenzan­
gebote Vorlagen, die ebenfalls einen Kredittermin 
von über fünf Jahren vorsahen („Matching-Fall“ ), 
konnten Kreditlaufzeiten bis zu acht Jahren nach 
Inbetriebnahme der Anlage eingeräumt werden; 
bei Investitionsgütern mit längerer Ausreifungs­
zeit ergaben sich damit effektive Kreditlaufzeiten 
bis zu elf Jahren. Diese Maßnahmen wurden von 
der Bundesrepublik ausdrücklich als Interimslö­
sung im Hinblick auf eine gemeinsame Kredit­
politik auf EWG-Ebene bezeichnet. ^

Mitte 1967 wurde die Genehmigungspflicht für alle 
längerfristigen Zahlungsziele im Ostgeschäft auf­
gehoben. Praktisch besteht seitdem kaum ein 
Wettbewerbsnachteil gegenüber den anderen 
westeuropäischen Ländern im Ost-Kreditgeschäft 
-  abgesehen davon, daß nicht zuletzt wegen der 
staatlich geförderten Zinssätze Großbritannien, 
Frankreich und Italien von den RGW-Staaten als 
„bessere Kreditmärkte“ beurteilt werden. Darüber 
hinaus erklärte sich die Bundesregierung bereit, 
durch ihren Mandatar, die Hermes-Kreditversiche- 
rungs-AG, nötigenfalls auch länger laufende Kre­
dite in Deckung zu nehmen. Es sind bereits Fristen 
von acht bis zehn Jahren nach Lieferung bzw. 
nach Fertigstellung der Montage eingeräumt wor­
den. ®)

Ebenso wie in anderen westlichen Industriestaaten 
werden auch im Ostgeschäft der BRD teilweise 
Zinssätze festgelegt, die nicht den Marktbedin­
gungen entsprechen. Das wird z. B. dadurch mög­
lich, daß seit einiger Zeit einem ausländischen 
Käufer von der Hermes Bürgschaften für die in 
der BRD aufgenommenen Kredite zur Verfügung 
gestellt werden. Insbesondere die UdSSR hat sich 
stets um direkte Bestellerkredite bemüht und 
z. B. dadurch bei der Finanzierung der deutschen 
Röhreniieferungen Zins- und Kostenbedingungen 
erreichen können, die ein deutscher Lieferant 
seiner Kalkulation nicht hätte zugrunde legen 
können. ’ )

Wettbewerbspolitisches Instrument in Frankreich

Die Regierung Frankreichs hat sich -  gemäß ihrer 
Überzeugung, daß Kreditgewährungen über fünf 
Jahre hinaus den Charakter von Warenkrediten 
verlieren und eine Wirtschaftshilfe darstellen -  
trotz der nachhaltigen Anstrengungen zur Forcie­
rung des Osthandels bis Anfang 1964 an die Re­

gelungen der Berner Union gehalten. Als sich 
jedoch infolge der englischen Kreditpolitik die 
Wettbewerbsbedingungen verschlechterten und 
Frankreich Gefahr lief, seine relativ starke Posi­
tion im Osthandel zu verlieren, gab die franzö­
sische Regierung ihre Zurückhaltung auf und 
schloß insbesondere mit der UdSSR Verträge 
über längerfristige, ungebundene Globalkredite 
ab.
Seit 1964 nutzt Frankreich den Kredit bewußt als 
wettbewerbspolitisches Instrument im Ost-West- 
Handel und hat durch die Gewährung besonders 
günstiger Zinskonditionen oft gegen starke aus­
ländische Konkurrenten Lieferaufträge erhalten. 
Das wurde teilweise durch staatliche Unterstüt­
zungsmaßnahmen möglich. Darüber hinaus dürfte 
die Anwendung von Globalpolicen im Rahmen 
der Kreditversicherung zu Kostensenkungen füh­
ren, die Wettbewerbsvorteile bewirken. Insgesamt

7) Vgl. „Bundesanzeiger“ (Köin), Nr. 55 vom 20.3.1965.
8) Vgl. Ernst L e d e r e r :  Kredit- und Finanzprobieme des Osl- 
West-Handeis. In: Probleme des Ost-West-Handels. Hrsg.: Her­
mann Gross, Bonn, Bruxelles. New Yorl< 1971. S. 63.
») Ebenda. S. 68 f.
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hat Frankreich weit mehr langfristige Kredite als 
alle anderen westeuropäischen Staaten vergeben.

Italien hat schon 1961 einen langfristigen Kredit­
plafonds für die UdSSR bereitgestellt — der jedoch 
nicht vollständig genutzt wurde -  und auch den 
übrigen osteuropäischen Staaten (ausgenommen 
der DDR) Kreditzusagen mit Laufzeiten bis zu 
zwölf Jahren gemacht. Als 1964 die westeuro­
päischen Staaten den Staatshandelsländern län­
gere Kreditfristen einräumten, bekannte sich 
Italien zwar zu den Regelungen der Berner Union, 
ermächtigte jedoch gleichzeitig den Prüfungsaus­
schuß für staatliche Kreditgarantien, in Sonder­
fällen längere Kreditfristen zuzulassen. Auch im 
Osthandel Italiens wird die Gewährung von Glo­
balkrediten und deren Ausstattung mit nicht 
marktgerechten Konditionen als wettbewerbs- 
poiltisches Instrument genutzt.

Die Niederlande und Belgien erkennen die Rege­
lungen der Berner Union seit dem AuslöSen des 
Kreditwettlaufs ebenfalls nicht mehr als verbind­
lich an und vergaben langfristige Kredite an die 
Ostblockstaaten. Ebenso wie die übrigen EG-Mit- 
gliedsländer intervenierten die Benelux-Staaten 
in der Vergangenheit, um die Ausfuhrkreditkosten 
zu senken. Dies wurde nicht zuletzt dadurch mög­
lich, daß auch Belgien und die Niederlande Glo­
balpolicen zur Deckung des Kreditrisikos an­
wenden.

Dänemark hebt sich von den übrigen westlichen 
Industriestaaten durch den außerordentlich hohen 
Anteil der Ostkredite im Verhältnis zum Gesamt­
kreditvolumen für Exportgeschäfte ab. Dieses 
Beitrittsland ist das einzige EG-Mitglled, das bis­
her keine Interventionen zur Senkung der Kredit­
kosten vornahm.

Vorschläge der Kommission

Zusammenfassend ist festzustellen, daß eine Be­
schränkung und Harmonisierung der Kreditfristen 
auf Gemeinschaftsebene auch zukünftig nicht zu 
erreichen sein wird. Vielmehr wird die gemein­
same Durchführung von Großprojekten im Ost- 
West-Handel und die Aktivierung der Kreditpolitik 
Japans und der USA eine Verlängerung der Zah­
lungsziele bewirken. Insofern handelte die Kom­
mission konsequent, indem sie in ihrer Ratsvorlage 
dieses Problem aussparte.

Diese Vorlage bezieht sich vorerst auf folgende 
drei Punkte: ’°)
□  die Harmonisierung der Kreditversicherungs­
garantien:
□  die Vereinheitlichung der Zinssätze;

□  eine „gemeinschaftliche Garantie“ für Privat­
investitionen in Drittländern.

Der erste Vorschlag der Kommission dürfte even­
tuell die Zustimmung des Rates erhalten. Beson­
ders in Belgien, Frankreich, den Niederlanden und 
Großbritannien wird von Globalpolicen Gebrauch 
gemacht, wobei gegenüber Individualpolicen —für 
diese wurden bereits 1970 zwei gemeinsame Poli­
cenmodelle vom Ministerrat angenommen -  die 
Prämiensenkung bis zu 50% betragen kann. Die 
Verbesserung der internationalen Wettbewerbs­
position der EG-Länder könnte die Aufstellung 
von gemeinsamen Kriterien für Global- und Abon­
nementspolicen unterstützen.

Die Vereinheitlichung des Zinssatzes für Ausfuhr­
kredite dürfte demgegenüber in absehbarer Zeit 
kaum erreicht werden können. Die Kommission 
strebt ein stufenweises Vorgehen an, wobei in 
einer ersten Phase zwischen den EG-Partnern ein 
Zinssatz in Höhe von 6,5% vereinbart werden 
soll, der grundsätzlich nicht unterschritten werden 
darf — ausgenommen in Sonderfällen, wie etwa 
im Wettbewerb mit Drittländern. Da das Ziel nur 
schrittweise in dem Maße zu erreichen ist, wie 
die im Wettbewerb zur Gemeinschaft stehenden 
Drittländer ihrerseits bereit sind, die staatlichen 
Interventionen ebenfalls zu begrenzen, dürfte eine 
Einigung nicht zu erreichen sein.

Der dritte Vorschlag könnte zukünftig durch die 
Möglichkeit, auch in sozialistischen Ländern Kapi­
talbeteiligungen vorzunehmen (Ungarn, Rumänien), 
in den Ost-West-WIrtschaftsbeziehungen an Ge­
wicht gewinnen. Mit Ausnahme von Dänemark, 
Irland und Italien haben alle Mitgliedstaaten der­
zeit innerstaatliche Garantiesysteme." )  Ein ge­
meinschaftliches Garantiesystem, das sich an die 
bestehenden Systeme anfügt, würde für alle Mit- 
giiedstaaten vorteilhaft sein.

Insgesamt dürften in den kommenden Jahren die 
Bestrebungen, auch die nicht-klassischen Bereiche 
der Handelspolitik zu vergemeinschaften, fortge­
setzt werden. Der Erfolg dieser Bestrebungen 
wird jedoch nicht ausschließlich von den Vorstel­
lungen der EG-Organe bestimmt werden, sondern 
auch von der Wettbewerbssituation mit den übri­
gen Industrienationen — vor allem den USA und 
Japan. Grundsätzlich wird mit dem Ausfuhrkredit 
kein Selbstzweck verfolgt, sondern er ist ein In­
strument der Exportförderung. Deshalb ist anzu­
nehmen, daß primär die Bereiche der Kredit- und 
Kreditgarantiepolitik nach gemeinsamen Grund­
sätzen geregelt werden, die die Wettbewerbsposi­
tion der EG-Mitglieder nicht schwächen.

Vgl. Berichte und Informationen der Europäischen Gemein­
schaften (Bad Godesberg); „Der Background“ , Nr. 1/1973, S. 4 ff.

” ) Siehe Im einzelnen Bank for International Settlements (Hrsg.): 
Export Credit Insurance and Export Credit, Basel, März 1965, 
passim.
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